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BEHINDERTE UND POLITIK

Voraussetzung für politisches interesse ist die einsieht, dass politische entscheidungen

sich auf den individuellen lebensbereich, auf die unmittelbaren interessen,

wünsche und hoffnungen auswirken, und dass deshalb eine Verknüpfung
besteht zwischen individuen und gesellschaft, ein Zusammenhang zwischen privater

existenz und politischem prozess.

Gerade aber diese einsieht wird einem als behinderter unmöglich gemacht: zu

gross sind die tagtäglichen Schwierigkeiten. Da wirkt es nur zu wohltuend, wenn

jemand kommt und einem wenigstens das schwere Schicksal bestätigt. Zu gern

glaubt man etwas besonderes, etwas einzigartiges zu sein.

Eine solche einschätzung (sowohl durch die umweit, als auch, was noch folgenreicher

ist, durch sich selbst) führt aber dazu, dass die gegebenheiten den

schein des unveränderlichen, naturgesetzlichen, selbstverständlichen erlangen
und dadurch jeder kritik entzogen werden.
Politisches Urteils- und kritikfähigkeit ist aber nur dann zu erreichen, wenn es

gelingt gesellschaftliche Widersprüche nicht als persönliche konflikte, sondern

als strukturell bedingte gegensätze zu sehen, wenn soziale prozesse als historisch

bedingt und gestaltbar angesehen, wenn gesellschaftliche Ordnungen und
institutionen als an gesellschaftlichen interessen orientierte, von menschen geschaffene

und deshalb durch politische praxis veränderbare, begriffen werden.

Auf die behindertensituation bezogen heisst das, nach den politischen kräften

zu fragen, die mit den Ursachen und folgen von behinderung unmittelbar
verknüpft sind:

Die grosse mehrzahl der körperbehinderungen (bei einem grossen teil anderer

behinderungen (z.b.: psych, beh.; lernbehinderungen) ist das ebenfalls zu
vermuten) hat keine schicksalhaften oder individuellen Ursachen, sondern ist

gesellschaftlich bedingt:
Auch wenn das bewusstsein der meisten betroffenen ein anderes ist, der
Zusammenhang zwischen

— Geschäftspraktiken der Pharmaindustrie
— kriegen
— Verkehrsunfällen
— arbeitsunfällen
— vorzeitigem verschleiss der arbeitskraft

und dem entstehen von behinderungen ist zwar zu verdrängen, aber nicht wirklich

zu leugnen.
Sicherlich gibt es formen von Schädigungen, die in allen gesellschaften entstehen
und als behinderungen angesehen werden. Die art und weise aber, wie es möglich

ist als behinderter in einer gesellschaft zu leben, wird nicht nur durch
individuelle möglichkeiten, sondern weitgehend durch die innere struktur der
gesellschaft bestimmt. Deshalb sind alle behinderten von diesen strukturen
betroffen. Auf bundesdeutsche Verhältnisse bezogen scheinen mir besonders zwei

strukturelle problembereiche die situation von behinderten vorzuprägen:
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— die notwendigkeit der legitimation einer an profitmaximierung orientierten

leistungsgesellschaft.

- die nichtaufarbeitung und damit verbunden, die (un)bewusste Übernahme

nationalistischer, faschistoider und rassistischer denk- und handlungswei-
sen.

Doch gesellschaftliche strukturen lassen sich nur dann überzeugend verdeutlichen,

wenn es gelingt, den Zusammenhang zu täglichen bedürfnissen herzustellen.

Das kann nur dadurch geschehen, dass die unmittelbaren interessen, wünsche

und konflikte zum ausgangspunkt von aktivem selbstbestimmtem handeln

gemacht werden. Auf die läge von behinderten bezogen könnte ein solcher

ausgangspunkt die arbeits- und wohnsituation, mit dem ziel einer individuellen ent-

scheidungsfähigkeit für eine den eigenen bedürfnissen und fähigkeiten
angemessene umweit, sein.
Ob dann die individuelle entscheidung z.b. im bereich des wohnens, für eine

einzelwohnung, das wohnen in einem heim oder das wohnen in einer
Wohngemeinschaft; im bereich des arbeitens, für einen arbeitsplatz in konkurrenz (mit
nichtbehinderten), das arbeiten in einer Werkstatt für behinderte, die bewusste

arbeitslosigkeit oder kollektive formen selbstorganisierter arbeit, ausfällt, hängt
nicht nur von der einschätzung der art und schwere der eigenen behinderung
ab, sondern kann durchaus als maßstab für einen politischen bewusstwerdungs-

prozess gelten.

Walter Grode, Davenstedter Markt 10, D-3000 Hannover 91
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Der behinderte lebt nicht von der iv allein

Gedanken über die gegenwärtige situation der behindertenpolitik

Bislang konzentrierte sich das politische augenmerk des behinderten vorwiegend
auf die eidg. invalidenversicherung (die sozialpolitische kommission der ASKIO
beschränkt ihren aufgabenbereich auf die Sozialversicherung; andere politische
vorstösse wären dem vorstand vorbehalten als unter dem traktandum "ferner
liefen"). Das vor 20 jahren Wirklichkeit gewordene "sozialwerk" geht vom prinzip

aus "eingliederung vor rente". Aus der entstehungsgeschichte zum bundes-

gesetz über die einführung der invalidenversicherung vom 19. juni 1959 (zu
lesen in der botschaft an die eidg. rate) ist ersichtlich, dass in den 50er jahren
mehrere vorstösse zur beruflichen eingliederung behinderten gemacht wurden.
So erhielt der begriff "eingliederung" den sinn von beruflicher integration und
bestimmt nun das heutige iv-gesetz. Dies entspricht auch der damaligen
wirtschaftlichen läge, die expandierend im kreise der behinderten reservekräfte suchte.

Mit dem wirtschaftlichen Umschwung ist aber dieser grundsatz ins wanken geraten.

Viele betriebe — nicht nur die öffentlichen - sind gezwungen, ihre perso-
nalbudgets zu reduzieren und leistungsschwache arbeitnehmer abzustottern
(betriebwirtschaftlich ausgedrückt: behinderte neigen zu einem rentenkonsumden-
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